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Klägerin9 Widerbeklagte und
Revisionsklägerin9

g e g e n

Beklagte, Widerklägerin und
Revisionsbeklagte,

hat der 2„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 200 Dezember 19619 an
der mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender,

_Bundesrichter vDrg B a r e s e l und

Bundesrichter ‚ H u n g e r
«v > als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter DrzDra H e l m s und

Bundessozialrichter K u n o l d
als ehrenamtliche Beisitzer‚

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozialge—

richte Niedersachsen vom 50 Juni 1958 wird zurück—

gewieseno_

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno
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Der bei demAluminiumwerk Göttingen—Weendebeschäftigte_Metallé‘
drücker Günter Z:x::;—nzxr(z„) hatte in der Zeit zwischen Weihä4
nachten und Silvester 1954 Urlaub genommen„ Am 30° Dezember '
1954 fuhr er mit seinem Motorrad

von seinem Wohnort Germershauw'

'sen Kreis Duderstadt nach Ueende, um auf der Arbeitsstätte sei—‘

nen Lohn abzuholen und sich zugleiCh nach der Schichteinteilungl

für die nächste Woche zu erkundigen“ Diese Auskunft konnte er .J

‘nicht sofort beim Lohnempfang erhalten9 da der Betriebsleiter

zUnäehst nicht zu erreichen war„ m die Zeit bis zu deSsen Ein«r

treffen auszunutzenv fuhr Z‚ etwa um 14‚oo Uhr nach Göttingen

hinein, wo er bei der etwa 600 m vom Aluminiumwerk entfernten

Tankstelle m::rzrrwri:; deren ständiger Kunde er war„ tanken V

wollte; Als 2„ gerade an der etwa 300 m näher zur Arbeitsstäte

te gelegenen Tankstelle Na=ra=fvorbcifuhr, wurde er von einen

Lastzug angefahren und erlitt einen Unterschenkelbruch„ Die Be«

klagte lehnte durch Bescheid vom 24„ November 1955 den But—-
schädigungsanspruch des Z„ ab‚

Gegen diesen Bescheid erhoben Ze und die für ihn zuständige
Allgemeine Ortskrankenkasse Klage‚ letztere mit—dem Antrag auf

Feststellung, daß Z„ am 30„ Dezember 1954 einen Arbeitsunfall

erlitten habe„ Das Sozialgericht hat beide Kla€en‘zur gemein—

samen Verhandlung und Entscheidung gemäß @ 113 des Sozialge—
richtsgesetzes (SGG) verbunden und sie durch Urteil vom 24;

April 1957'abgewiesen:.Unfallversicherungsschutz habe zwar be—

standen für die Fa.rt—des_Z„ vom Wohnort zur Arbeitsstätte undl

während seines betriebeb?dingten Aufenthalts im Aluminiumwerk„i

nicht aber für seine Fahrt von dort zur Tankstelle szrrifs:zia

Auch sei das für die Wege von und nach der Arbeitsstätte benuüé

‘e Motorrad-nicht als Arbeitherät im Sinne des 5 545 Abs„ 2

der Reichsversicherungsordnung_(RVG) anzusehen„

Ze hat seine hiergegen eingelegte Berufung zurückgenommen„ Die-

Klägerin hat in der Berufungsverhandlung einen Ersatzanspruch
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gegen die Beklagte in Höhe von 801,05 DM geltend gemacht und.

beantragt, die Beklagte zur
Zahlung dieses Betragsnzu verur—

teilén; die Beklagte hat Widerklage erhoben und einen Ersatz—
anspruch gegen die Klägerin in Höhe von 1,293,41 IM geltend

gemacht° Das Landessozialgerieht (LSG) hat durch Urteil vom
5, Juni 1958 die Berufung der Klägerin zurückgewiesen und sie

verurteilt, der Beklagten den Betrag von 1,293,41 DM zu zahlen;

Der Weg zur Tankstelle habe auch nicht deshalb unter „LZ»X
>Versicherungsschutz gestanden, weil Z„ seinen Heimweg mögli—

cherweise ohne Brennstoff rgänzung nicht hätte-beenden können,

Wege, die der Bereit.altung des Beförderungsmittels dienten,

hingen nicht mit der Betriebstätigkeit zusammen, sondern seien

nur als Vorbereitende, dem eigenwirtschäftlichcn Bereich zuzu—
rechnende Vérriehtungen anzusehen, welche — einerlei ob sie

vor Beginn, während einer Unterbrechung oder nach Abschluß der
eversieherten Tätigkeit ausgeführt würden — grundsätzlich nicht

versichert seien; Selbst wenn aber die Fahrt zum Auftanken

des Motorrads der versicherten Tätigkeit zugerechnet werde,

so habe Z, jedenfalls im Unfallzeitpunkt nicht mehr unter Ver—

sicherungsschutz gestanden, denn dieser Schutz habe sich dann

nur auf den Weg bis zur nächstgelegenen Tankstelle N====s=er—
streckt, nicht dagegen auf die weitere Fahrt bis zur Tankstel—

Jle M=r==u=—==z= die Z, aus rein privaten Gründen habe aufsu«

chen wollen, Das LSG hat die Revision zugelassen° ’

Gegen das am 1, August 1958 zugestellte Urteil hat die Klägerin

am 26, August 1958 "vorsorglich" Revision eingelegt, Einen be«

stimmten Antrag (@ 164 Abs, 2 Satz 1 SGG)enthält erst die am
26, September 1958 eingegangene Retisionßbegründung

vom 25,
September 79580 Die Klägerin vertritt den Standpunkt, wenn für

die Wege im Sinne des 5 545 Abso‚1 RVG ein Kraftfahrzeug be—

nutzt werde, sei jede zur Erhaltung der Fahrbereitschaft er—
forderliche Maßnahme als versicherte Tätigkeit anzusehen, Die
Hilfsbegründuhg des angefochtenen Urteils, Z° habe jedenfalls

im Augenblick des Vorbeifahrens an der nächstgelegenen Tank-
stelle den Versicherungssehutz eingcbüßt, schränke die persön-

‚liehe Freiheit des Beschäftigten ein; der mit den gestiegenen
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Kraftfahrzeugverkehr verbundene Kundendienst liege nicht nur im'
Interesse der die Tankstelle aufsuchenden Arbeitnehmer‚ sondern ‘

komme auch ihren Arbeitgebern zugute°

Die Klägerin beantragt?

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

den Wegeunfall des Z° als Arbeitsunfall an—

zuerkennen und die Beklagte zur Erstattung

der Aufwendungen zu verurteilen„„

Die Beklagte beantragt,\

«die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise9

' sie zurückzuweisen°

Sie weist darauf hin, daß die Revisionsschrift keinen bestimm—

ten Antrag enthält° Im übrigen pflichtet sie dem angefochtenen

Urteil bei°

II

Die Revision ist statthaft durch Zulassung (@ 162 Abs„ 1LNr„ 1
SGG)° Entgegen der von der Beklagten vertretenen Ansicht ist

sie auch form— und fristgerecht eingelegt worden und daher zu—.
lässig, obgleich der nach 5 164 Abs„ 2 Satz 1 SGG erforderliche

bestimmte Antrag erst nach Ablauf eines-Monats seit der Zustel_

lung des angeföchtenen Urteils gestellt werden ist„ Hierbei be—

darf es keiner näheren Darlegung, daß in der noch innerhalb der
Monatsfrist eingegangenen Erklärung der Klägerin, sie lege ge—

gen das Urteil des LSG vorsorglich Revision ein, keinesfalls

ein bestimmter Antrag zu erblicken ist (vgl° BSG 19 479 50;

SozR see 5 164 Bl„ Da 3 Nr„ 14); die Klägerin hat auch nicht

— wie sie meint — in ihrer Revisionsschrift zum Ausdruck ge—
vbracht‚ daß sie das Berufungsurteil "in vollem Umfang" anfech—

ten wolle, was dem Formerfordcrnis noch genügen würde (vgl°

BSG 1, 98)° Trotzdem ist der in der Revisionsbegründungsschrift

enthaltene bestimmte Antrag rechtzeitig gestellt, da die im an—v

gefochtenen Urteil erteilte Rechtsmittelbelehrung unzureichend
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und deshalb die Jahresfrist gemäß5 66 Abs, 2 SGGmaßgebend
gewesen ist (vgl, SozR SGG @ 164 Bl° Da 6 Nr, 19), Die Rechts—

mittelbelehrung enthält einen Hinweis auf den Vertretungs—

zwang gemäß @ 166 Abs° 1 SGG, Das war überflüssig, da_es sich
bei beiden Beteiligten um Versicherungsträger handelt, Wenn

aber dieser Hinweis trotzdem in die Belehrung aufgenommen

Wurde, so bedurfte es jedenfalls des weiteren Hinweises auf

die für Behörden sowie Körperschaften und Anstalten des öf—

fentlichen Rechts geltende Ausnahme von Vertretungsswan ; da

die Rechtsmittelbelehrung dies nicht enthält, ist sie unrich—

tig; zwar dürfte dieser Fehler kaum irgendwelchen Einfluß

darauf gehabt haben, daß die Klägerin die fristgerechte An—

tragstellung versäumte, jedoch hängt die Anwendung des 5 66

Abs° 2 SGGvon einer solchen Ursüehlichkeit_nicht ab (vgl,

BSG1, 254); '
Die Revision ist unbegründet°

Gegen die vom LSG vertretene Auffassung, die Klägerin sei zu—
lässigerweise von der Feststellungsklage zur Leistungsklage

übergegangen, bestehen keine verfahrensrechtlichen Bedenken,

desgleiehen nicht gegen die Annahme des LSG, die Widerklage

der Beklagten sei statthaft und formgerecht erhoben (vgl° BSG

3, 136, SozRsee 5 100Bl, Da 1 Nr, 3)° -
In der Sache selbst geht der von der Klägerin vertretene Stand—

punkt, bei Beschäftigten, die zur Arbeitsstätte mit eigenem ‘
Kraftfahrzeug zu fahren pflegen, müsse jede zur Erhaltung der

Fahrbereitschaft erforderliche Verrichtung als unfallversi—

ehert gelten, fehl, Ein so weitreichender Versicherungsschutz

läßt sich.weder aus 5 542 noch aus 5 543 EVO herlciten, selbst

wenn das Kraftfahrzeug ausschließlich für die Zurücklegung

der Wege nach und von der Arbeitsstätte benutzt wird° Zwar

kann das Auftanken — zumal wenn der Beschäftigte mangels son—

stiger Verkehrsverbindungen zwischen Wohnort und Arbeitsstätte

allein auf das ihm gehörende Kraftrad angewiesen ist - durch—

aus eine Verrichtung darstellen, mit welcher letztlich die
Erfüllung der aus dem Beschäftigungsverhältnis folgenden
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Pflichten ermöglicht wird° Es handelt sich jedoch hierbei, wie
das LSG zutreffend ausgeführt hat, um vorbereitende Tätigkeiten,

welche der Betriebstätigkeitvzu fernstehen,als daß sie schon

dempersönlichen Lebensbereich des Beschäftigten entzogen und
der unter VersicherungssChutz stehenden betrieblichen Sphäre

.zuzurechnenwären° Zu diesem Ergebnis nötigt insbesondere die

"Erwägung‚ daß das Aufsüchen einer Tankstelle durch den motori—

_sierten Arbeitnehmer in der Regel nicht — wie etwa die Zurück—

_legung der Wege zur Arbeitsaufnehme und der Heimwege nach
Sehicht$chluß — zeitlich und örtlich einigermaßen genau festge—

legt ist9 sondern daß der Arbeitnehmer hierfür zumeist über

vielfache Auswahlmöglichkeiten verfügt, indem er des Tanken
während der Freizeit an seinem Wohnort, während einer Arbeits—

‚pause am Ort des Betriebs oder schließlich auch unter■egs an
irgendeiner ihm geeignet erscheinenden Stelle vornehmen kann°

Weiterhin müßte aber der Versicherungsschutz9 den die Klägerin
iden motorisierten Arbeitnehmern zugebilligt wissen will‚ ent;

sprechend auch denjenigen Beschäftigten gewährt werden? die auf
Vdie Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zur Erreichung der Ar—

‘beitsstätte angewiesen sind„ Insoweit wäre den Auftenken des ei—

genen Kraftrads durchaus vergleichbar das Bésorgen einer Arbei—
terwochenkarte durch den Beschäftigten, der mit der Bundesbahn

zur Arbeit fahren muß; hierfür hat der erkennende Senat aber in

seinem Urteil vom 26o-Juni 1958 (BSG 7, 255) den Versicherungs—

schutz aus 95 542‚ 543 RVGverneintq

Ilm vorliegenden Fall deutet nichts darauf hin, daß das Auftan—
ken des Kraftrades eusnahmsweise etwa doch in einer näheren Be—
ziehung

zur BetriebStätigkeit gestanden haben könnte° Zo unter—"

nahm den Weg zur Tankstelle während der Mittagszeit, die er in"

Weende verbringen-mußte, um das Eintreffen des Betriebsleiters

abzuwarten; die Fahrt führte in eine andere Richtung als der

für später beabsichtigte Heimweg nach Germershauseno Ob Versi—

cherungsschutz gegeben wäre‚ wenn Z° während der Zurücklegung

des Heimwegs hätte tanken müssen, braucht aus Anlaß dieses,

Rechtsstreits nicht entschieden zu werden„ A
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Da mithin die Fahrt des Z° zum Auftanken von vornherein nicht

unter Versicherungsschutz stand, kommt es auf den Umstand‚

‚daß er an der nächstgelegenen Tankstelle Nötzcl vorbeifuhr,«
nicht entscheidend ano

Schließlich kann der Versicherungsschutz für Z„ auch nicht

aus 5 543 Abs° 2 RVG hergeleitet werden? da das für die Fahr—
ten nach und von der Arbeitsstätte benutzte Krafträd kein Ar—

beitsgerät.im Sinne dieser Vorschrift darstellt (vgl° BVA,

EuM309'320; LSGNiedersachsen330; Hess°LSG,Breith, 1959,
713; 1961, 226; Podzun,zrs 1960, 147)„‘. ' *>‘

Das LSG hat hiernach mit Recht den von der Klägerin geltend

gemachten Ersatzanspruch als unbegründet? den mit der Wider—

klage erhobenen Ersatzanspruch der Beklagten hingegen als

gerechtfertigt angeseheno Hinsichtlich des mit der Widerkla—

ge verfolgten Anspruchs sin keine Revisionsrügen erhoben 1
werden gegen die Feststellungen des angefochtenen Urteils9

soweit sie den Betrag und‘die aus é■ 1509; 1509a EVO sich er—
gebenden Erfordernisse der Anspruchsgeltcndmechung betreffen;

der Senat ist somit an diese Feststellungen gebunden (@ 163

SGG)„
Die Revision war hiernach zurückzuweisene(■ 170 Abs„ 1 Satz 1
SGG)c

Die Kostenentscheidung beruht auf 5193 SGG°
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